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Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Erhard (Bad Schwalbach), Dr. Althammer, Vogel (Ennepetal), 
Dr. Hauser (Sasbach), Dr. Lenz (Bergstraße), Frau Will-Feld, Dr. Stark (Nürtingen), 
Dr. Arnold, Picard, Gerster (Mainz) und Genossen 


betr. höhere Steuern nach Scheidung 


Das derzeitige Steuerrecht verursacht insbesondere aufgrund 
der kleinen Einkommensteuerrechtsreform für geschiedene 
Unterhaltsverpflichtete erheblich höhere Steuerlasten. 

Zum Beispiel: 

1. Ein 48 jähriger Familienvater (drei Kinder) versteuert sein 
monatliches Bruttoeinkommen in Höhe von 2000 DM vor 
der Scheidung nach der St.-Kl. III/3, nachher nach St. -Kl. II/O. 
Infolge der Scheidung hat er eine monatliche Steuermehr- 
belastung in Höhe von 60,90 DM zu zahlen. 

2. Beträgt das monatliche Bruttoeinkommen bei den gleichen 
Daten des vorherigen Beispiels 3000 DM, so ist eine monat- 
liche Steuermehrbelastung in Höhe von 254,45 DM zu zah- 
len. 

3. Beträgt das Jahreseinkommen bei den gleichen Daten des 
vorherigen Beispiels eines Selbständigen 24 000 DM, so ist 
eine Jahressteuermehrbelastung in Höhe von 1417,14 DM 
zu zahlen. 

Die somit anfallende größere Steuerlast führt in vielen Fällen 
dazu, daß die Möglichkeit, einen angemessenen Unterhalt zu 
zahlen, nidai mehr besteht, so daß die geschiedene Ehefrau 
zwangsläufig geringere Unterhaltszahlungen erhält. 

In diesem Sachzusammenhang ist schließlich zu berücksichtigen, 
daß bei Inkrafttreten des neuen Scheidungsrechts Unterhalt 
auch dann zu zahlen sein wird, wenn der Unterhaltspflichtige 
im Sinne des bisherigen Rechts nicht schuld an der Scheidung 
war. 

Wir fragen daher die Bundesregierung: 

1. Hält es die Bundesregierung für richtig, eine Scheidung da- 
durch zu „bestrafen", daß zu Lasten der Unterhaltspflich- 
tigen und damit auch zu Lasten der Unterhaltsberechtigten 
höhere Einkommen- bzw. Lohnsteuern gezahlt werden 
müssen? 
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2. Hält es die Bundesregierung für erforderlich, sowohl nach 
dem geltenden wie vor allem nach dem nach dem 1. Januar 
1977 geltenden Steuerrecht die „Steuerstrafe nach Schei- 
dung" fortfallen zu lassen? 

3. Wann ist gegebenenfalls mit der Vorlage eines entspre- 
chenden Steueränderungsgesetzes zu rechnen? 


Bonn, den 31. März 1976 
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